
Entwicklungen

enig Hoffnung für den Wohnungsbau?
Fın Überblick uber Problemlage un Lösungsvorschläge
Was wohlgemeiınte Gesetzesäfiderungen un intelligente Wohnungsbaus eindeutig Lasten des Mietwohnungs-
große und kleine Anfragen 1M Bundestag nıcht vermocht baus. Schlimmer noch als der Mietsozialwohnungsbau 1St
haben, die spektakulären Hausbesetzungen haben 6S SC dabe!i der treitinanzierte Miıetwohnungsbau betroffen,
schaffrt: Der Wohnungsbau 1St wıeder 1Ns öffentliche (5@e- der nahezu ZUuU Erlıegen gekommen ISt. Soweıt über-
rede geraten. Bundesregierung un OÖpposıtion, Bundes- haupt noch treitinanzierte Mietwohnungen gebaut WeI-

ratl, Bundesländer, Parteıen, Interessenverbände, Polıti- den, geschieht dies häufig über das Sogenannte Bauher-
ker un Wiıssenschaftler s$1e alle sınd nach Kräften be- renmodell.
müht, die Diskussion miıt eıner schier unübersehbaren Bauen rentlert sıch eintach ımmer wenıger. Die Bau- unFlut VO Analysen un Vorschlägen, Entschließungen
un Gesetzentwürtfen Öördern un bereichern. Die Grundstückspreıise sınd 1n der Vergangenheıt weıt stärker

gestiegen als die Eınkommen; der Eigentumserwerb eınerbisherigen Ergebnisse solchen TIuns sınd jedoch nıcht DE=-
rade dazu angetan, Optimısmus verbreıten. Es wırd Wohnung gehört den ganz wenıgen Gütern, für die eın

Arbeitnehmer heute mehr Wochenlöhne autwenden mu{(ßimmer schwıerıiger, auch 11LUT einigermaßen den Überblick
behalten, un der interessierte Bürger, der In dem (san- als VOL zehn oder ZWanzıg Jahren 225,4 Wochen-

löhne; 9/78® 369,5 Wochenlöhne). ine Wohnung, dıe
zen 1LLUTr eın verwırrendes Gerangel ohne klare Linıen un 970 noch /5 QO0:=- kostete, wırd 981 für 150 QOU=Fronten erkennen kann, zıieht sıch mıiıt ziemlicher Ratlo- bıs 200 CN gebaut. Hınzu kommt, da{fß die Kostensıgkeıt zurück. be1 der derzeıtig üblichen Finanzıerung VO  _ Bauvorhaben

erheblich VO Zinsschwankungen beeinflußt werden; die
Fine uüberaus differenzierte Belastung alleın durch die gestiegenen Zinsen hat sıch selıt

1976 ELW be1 einem normalen Eigenheim spektakulärProblemlage ber sıebz1g Prozent erhöht. Die heute Markt erziel-
iıne CNAUC Analyse der Sıtuation auf dem Wohnungs- baren Mıeten lıegen weıt den mıt Eı bıs A
sektor, also des Mietwohnungsbaus, der Wohneigen- DM/qm viel hohen Kostenmieten be] Neubauwoh-
tumsbildung un der Baulandentwicklung, ISst augenblick- NUNSCN.
ıch ohl nıcht möglıch. In verschiedenen Bereichen kön- uch WenNnn CS plausıbel klingt, dafß der Bürger bıslang fur
191 detaıllıerte, mI1t konkretem Zahlenmaterial belegte das Gut „Wohnung“ wenig gezahlt habe, 1St
Aussagen nıcht gemacht werden, da, auch VO den poli- doch beachten, da{ß die Belastbarkeit der Mıeter un
tisch Verantwortlichen beklagt, häufig differenzierte SLAa- Hauseigentümer iırgendwo Grenzen stößt, dıe her-
tistiısche Informationen fehlen. In Ermangelung eiıner ak- kömmlicherweise be1 275% bıs 30% des Einkommens
tuellen Wohnungs- und Volkszählung dıe letzte Ge- aNgESETZL werden. egen fehlender Renditeerwartungen
bäude- un: Wohnungszählung fand 1968 a  ‘9 die letzte sınd deshalb Ur die wenıgsten Anleger bereıt, eld 1M
Volkszählung 970 1St INa  ; vielfach auf regıonale Wohnungsbau investieren; die Marktbedingungen
Wohnungsmarktanalysen un die 9/® durchgeführte sınd denkbar ungünstıg. Unabhängı1g davon WAar OTaus-

H.-Stichprobe angewılesen. ber schon AaUuUs$ dem unvoll- zusehen, dafß die Wohnungswirtschaft, die ersicherun-
ständıgen Bıld, das sıch aUus den vorhandenen Unterlagen SCH dıe tradıtionellen Anleger), Banken us sıch nach
erg1bt, werden schliımme Fehlentwicklungen deutlich. den bösen Erfahrungen 1n der Rezession Miıtte der sıebz1ı-

Eıner steigenden Wohnungsnachfrage steht eın drastischer SCI Jahre zurückhalten würden. Diese Zurückhaltung
wırd heute verstärkt durch Bedarfsprognosen Be-Rückgang der Bautätigkeıit, iınsbesondere Von Mehrtami- rücksichtigung des Geburtenrückgangs; esteht be] denlıenhäusern, gegenüber. Dıie Zahl der Wohnungsfertig-

stellungen sank VO  — 7 FO0000 Wohnungen 1m Jahre potentiellen Anlegern keıine Neıigung, dıe betürchteten
Leerwohnungsbestände der neunzıger Jahre produzie-973 aut 39() 000 Wohnungen 1980; betroften sınd VOT

allem die Ballungsgebiete, ın denen die Zahl der fertigge- ren. Demgegenüber dart werden, da{fß die negatı-
ven Auswirkungen der Mieterschutzgesetzgebung derstellten Neubauwohnungen VO  — 975 auf 9/%® 38 9% etzten zehn Jahre auf dıe Investitionsneigung zuweılenzurückgegangen 1St (Bundesdurchschnitt: 16%). Während überbewertet werden.die Zahl der tertiggestellten Eintamilienhäuser bıs 980

bemerkenswert konstant blieb Eerst für 981 wırd eın Bıs z VOTL einem Jahr wurden dıe Auswirkungen dieser
spürbarer Einbruch erwartet ging der Rückgang des Entwicklung noch durch Übe_rschußbestände kaschiert,
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dıe während der Hochkonjunktur der Bautätigkeıit 97/) weıt überwiegende Mehrheit der ELW L Miıllionen
bıs 9/4 über den damalıgen Bedart hınaus entstanden Wohnberechtigten kommt somıt überhaupt nıcht in den

Nunmehr berichten die Wohnungsämter jedoch Genuß einer Sozıalwohnung. Eın weıteres Ärgernis 1m
VO länger werdenden Warteschlangen: Alleın ın Mün- zı1alen Wohnungsbau sınd zunehmend autftretende Miet-
chen g1bt s ZUr eıt eınen Nachfrageüberhang auf dem VeErzEeEITrUuNgEN. Im Gegensatz den treiıtinanzierten
treıen Wohnungsmarkt VO Wohnungen un Mietwohnungen, tür dıe das (sesetz Vergleichsmieten
ungefähr 15 000 Anträge auf Zuweısung einer Sozjalwoh- vorschreıbt, wırd beı öffentlich geförderten Mietwohnun-
NUunNns. SCH dıe Kostenmizete erhoben. Da die Gesamtkosten ent-

scheidend VO den höchst unterschiedlichen Konditio-Gründe für die steigende Wohnungsnachfrage, dıe 1im übrı-
SCNH regıonal unterschiedlich verläuft, sınd die Zunahme N  — der öffentlichen Subventionierung, den Kapıtalko-
der Eın- und Zweı-Personenhaushalte, das Autftreten der sten un den Bau- un: Bodenpreıisen 1mM Einzelfall abhän-
geburtenstarken Jahrgänge, deren Zugehörige sıch e1l- SCNH, bestehen erhebliche Dıftfferenzen zwıschen den Miıe-
Ne beträchtlichen eıl trüher als bisher übliıch VO  ; den ten gleichwertiger Sozıalwohnungen; außerdem wiırd
Elternhäusern lösten, als Nachfrager auf dem Wohnungs- nıcht selten eın stärkerer Anstıeg der Soz1ijalmieten als der
markt, das Ansteıigen der Ausländerbevölkerung, der Pa Marktmieten beobachtet. Gelegentlich kommt eın
ZUS VO  —$ Aussıedlern AaUuUS$S osteuropäıischen Staaten und der Schildbürgerstreich! VOT, da{ß die Soz1almieten
zahlenmäßig nıcht erfaßte Abgang VO Wohnungen (Kostenmıieten) VO Sozıalwohnungen Jüngerer Jahr-
durch Abrıißß, Zusammenlegung, Zweckentiremdung uUuUSW die Vergleichsmieten treitinanzıerter Wohnungen
Während die Nachfrage nach Mietwohnungen der geho- VO  — gleiıchem Wohnwert eingeholt, Ja überholt haben
benen Preisklassen noch gul gedeckt werden kann, sınd Daß sıch der Bayu D“ON Wohnungseigentum, iınsbesondereWohnungen nıedrigem Mietpreıs selten; benachteılıgt der Eigenheimbau, ın der Phase sıch rapıde abschwächen-sınd iınsbesondere Haushalte mı1t nıedrigem Eiınkommen,
Famılıen mIıt Kındern un ausländısche Arbeitnehmer. der Baukonjunktur bislang erstaunlıch gul behauptet hat,

lıegt sıcherlich nıcht zuletzt dem auch Jetzt noch beste-Insgesamt rechnet Ila  —; mıiıt einem Wohnungsbestand VO

23,4 Mıllıonen Wohnungen (von denen ELW. 3% aus
henden großen Nachholbedarf, verbunden mıt der Bereıt-
schatt vieler Bürger, tür eın eigenes Haus auch wiırtschaft-den unterschiedlichsten Gründen leerstehen dürften) SC-

genüber 24,2 Miıllıonen Haushalten. Die Erinnerung lıche Opfter In auf nehmen. Es g1bt War auch In die-
SC Bereich unterschiedliche Bedarfsprognosen; festdie Sıtuation nach dem 7/weıten Weltkrieg legt siıcher- steht beı allen Vorbehalten hinsıichtlich der Vergleich-ıch einen vorsichtigen Umgang mıt dem Wort „Woh-

nungsnot” nahe; Vertreter VO Regierung un Opposı- barkeıt un der Zahlen jedoch, dafß die Wohneıigen-
umsquote In der Bundesrepublık Deutschland mıttıon beeilen sıch denn auch beteuern, da{fß c heute

allem keıine Wohnungsnot gebe: die eınen sıcherlich 38RY% bıs 40% weıt hınter derjenigen ıIn Großbritannien
(53%), Frankreich un den Nıederlanden (jeweıls 48%)auch in dem verständlichen Bestreben, zwöltjährıige vorletzter Stelle In Europa VOT der Schweiz lıegt, rela-z1al-hıberale Wohnungspolıitik nıcht als gescheıtert CI-

scheinen lassen, die anderen nebenbe] In der ebenso t1V nıedrige Mıeten, eın tradıtionell stark ausgeprägter
Mieterschutz SOWI1e das Fehlen öffentlicher Förderung bısverständlichen Furcht, anderntalls Vorwände für ZWANSS-

wirtschaftliche Eingriffe in das Wohnungswesen PproÖ-
Miıtte der sıebzıger Jahre den Bau VO  —$ Eıgenheimen Ver-

gleichsweise inattraktıv machten. ach der bısherigenvozleren. Gleichwohl leuchtet angesichts der ECNANN-
ten Zahlen eın, daß Bemühungen den Bau zusätzlı- Entwicklung 981 1St allerdings aum CErWarten, da{fß

die Wohneijgentumsquote In der Bundesrepublık kurz-cher Wohnungen mehr seın sollten als iıne Veranstaltung oder mittelfristig europäıschen Durchschnitt erreıicht.
ZUur Ankurbelung der Konjunktur un ZUr Erhaltung der
Bauwirtschaftskapazıtäten. 1ne besonders unerfreuliche Entwicklung 1St auf dem

Grundstückssektor verzeichnen. Insbesondere iınfolge
des ungebrochenen Eıgenheimbedarfs besteht iıne starke

Sonderprobleme Sozialer Nachfrage nach Baugrundstücken, während die Kommu-
Wohnungsbau un Grundstückspreise NECN, bei denen das Baulandmonopol lıegt, LUr sehr 7Z7.0-

gerlich Bauland erschließen un eın nıcht unerheb-
Sonderprobleme WweIlst der soz1ale Wohnungsban auf Ab- lıcher eıl der erschlossenen Baugrundstücke VO der
gesehen davon, dafß 980 die Zahl der Ööftenrtlich geförder- ötftentlichen Hand, Bauträgern un Privatleuten in der
ten Wohnungen (Objektförderung) mıt 97/ 000 eıinen nıcht unrealıstischen Erwartung hoher Wertsteigerungen
Rekordtiefstand erreicht hat, wırd die Korrektur DON e hl- schlicht gehortet wırd (nach Jüngsten Schätzungen
entwicklungen bei der Wohnungsbelegung UN: bei den Mıiıe- chen die Baulücken In den Städten ZU Beıispıel 10%
ten immer dringlıcher. Von den 4,2 Miıllionen Mietso- der städtischen Wohnsiedlungsflächen aus). Selit der letz-
zıalwohnungen sınd nach Schätzungen ungefähr 30% ten Konjunkturflaute Mıtte der sıebziger Jahre sınd 1N-
„fehlbelegt”, un ‚War entweder infolge VO Einkom- folgedessen dıe Grundstückspreise be] allerdings STLar-

mensste1gerungen über die für die Berechtigung gelten- ken regıonalen Unterschieden durchschnittlich
den Einkommensgrenzen hıinaus oder seltener durch 100% gestiegen, während der Anstıeg der Baupreıse In
Verminderung der Zahl der Wohnungsbewohner. Dıie demselben Zeıitraum „lediglich“ 60% betrug Beı eiınem
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Wohnhaus lıegt der Gesamtkostenanteıl des Grundstücks egen wohnen jedoch erhebliche Rısıken inne. ach der
beı gegenwärtig durchschnittlich ELW 30%, eın Zustand, Erfahrung annn staatlıche Reglementierung des Woh-
der den Bausektor stark behindert. nungsbaus in der Regel Nu  — be1 gleichzeıtigem kräftigen
In diesem Zusammenhang lohnt sıch, ın dem geme1nsa- Eıiınsatz öffentlicher Miıttel quantıtatıve Erfolge hervor-
men Memorandum der Kammer für sozıale Ordnung der bringen; ob dieses Verfahren allerdings wirtschaftrtlich ISt
EKD un des Arbeitskreises „‚Kırche un Raumordnung“ un mehr Gerechtigkeit führt, kann nıcht ohne welte-
beım Kommissarıat der deutschen Bischöte „Sozıale Ord- res bejaht werden. ber auch eın Konzept, das darauf hın-
NUNg des Baubodenrechts“ VO 19/3 nachzulesen. Die S1- auslıefe, den Wohnungsbau Sanz dem Markt überlas-
tuatıonen damals un heute weısen wichtige Parallelen sCH (was auch CD  S und CSU sıcher nıcht wollen),
auf, da dıe Ursachenbeschreibung des Memorandums wäre NUu  n dann aussıchtsreich, WenNnn Wohnungen tatsäch-
nach WI1eEe VOT aktuell ISt Wıe schon Anfang der sıebziger ıch Z für die weıt überwiegende Zahl der Endabnehmer
Jahre treiıben VOT allem dıe Kommunen mıt ihrer zurück- erschwinglichen reisen produziert un: angeboten WeTlI-

haltenden Ausweısung VO Baugrund die Preıse ıIn die den könnten; dıe Auswiırkungen eiınes unzureichenden
öhe Dahinter steht freilich nıcht selten die Furcht VOT Angebots führt gerade der Grundstücksmarkt deutlich
nıcht überschaubaren Folgekosten, insbesondere be1 der VO  S

Erschließung un dem Ausbau der Infrastruktur, un die
ngst VOT Überfremdung, aber auch die Rücksichtnahme
auf dıie Interessen der ansässıgen Grundstückseijgentü- Vorschläge Ankurbelung des
Iner Tfreifinanzierten letwohnungsbaus

Die Gesetzentwürfe VO  — Bundesregierung un Opposı-Wie sollen Fehlentwicklungen t1on, die der Ankurbelung des Mietwohnungsbaus diıenen
behoben werden? sollen, zıielen darauf ab, private Anleger s  — für nvestl-

tionen 1im Wohnungsbau interesslieren. Dıie Bundesre-
Dıie heutigen Zustände auf dem Wohnungssektor sınd das glerung beschränkt sıch dabe] 1m wesentlichen auf nde-
Ergebnis eiıner langen Entwicklung. Dabeı spielt die IunNgeEn des geltenden Mietrechts. Der Entwurt eınes „Miıet-
Nachkriegspolitik iıne esondere Rolle; 6S x1bt 1Ur rechtsänderungsgesetzes 1981“ äflst diıe Vereinbarung
nıge Gebiete 1m wesentlichen privatrechtlicher Prove- eınes stufenweisen Anstieges der Mıete aut eiınen be-
nıenz, deren sıch Polıitik un Gesetzgebung hebevoll stımmten Betrag be1 Vermietung VO  —; Neubauwohnungen
ANSCHOMM: haben WI1e€e des Wohnungsbaus. In unzählıi- (Staffelmiete). Außerdem soll das relatıv umständliche
SCH (Gesetzen un Verordnungen, VO Bürgerlichen (3e- Mieterhöhungsverfahren gestraift un vereinfacht WEeTr-
setzbuch über Mieterschutz- un Baugesetze bıs hın den Dem soll auch der Entwurt eines „Mietspiegelgeset-
den Steuergesetzen, I1St CT, WI1IeEe Krıitiker meınen, erschöp- Zes  «“ dienen, nach dem die Gemeinden mıt mehr als
fend 1m wörtlichen Sınne geregelt worden. SeıltM 100 000 Einwohnern verpflichtet seın sollen, einen Miıet-
eıt wırd enn auch iıne Neuorılentierung der Woh- spiegel autzustellen und ın bestimmten Abständen ak-
nungspolıtiık gefordert, die jedoch, WI1Ie dıe Bundesregıe- tualısıeren.
rung 975 mıitteılte, durch die grundlegenden Anderun- Der U/CSU-Entwurt eınes „Gesetzes ZUr ErhöhungSCH ıIn der gesamtwirtschaftlichen Sıtunation un den paral-
lelen strukturellen Anpassungsprozeis iın der Wohnungs- des Angebots Mietwohnungen“ 1mM Bundestag und

Bundesrat gleichzeıtig eingebracht äfßt ebentfalls diewırtschaft nıcht 1U  —_ erschwert, sondern auch verzögert
worden ISTt. Vor dem Hıntergrund der eher noch schlech- Stattelmiete Z jedoch auch beı Wohnungen A4UuS dem Al

ten Bestand, un: 1bt den Vertragsparteıen außerdem diegesamtwirtschaftlichen Sıtuation un: der leeren Ööf- Möglıchkeıit, Zeıtmietverträge be]l 1wartetem famıliärententlichen Kassen aßt sıch iıne solche Neuorientierung
heute sıcherlich nıcht einfacher bewerkstelligen, un: dıe Eıgenbedarf des Vermıieters bzw VOT der Durchführung

VO aumaßnahmen abzuschließen. Daneben wollen Op-bisherigen Vorlagen VO  —_ Regierung un Opposıtion Ias-
sen denn auch keıine einschneidende Wende erwarten posıtion un Bundesrat durch eın „Gesetz über steuerli-

che Vergünstigungen ZUr Förderung des Wohnungsbaus”Zur Lösung der Probleme seLzen GDUWU/GSU un e1IN- eın Wahlrecht einräumen zwıschen der degressiven Ab-zelne Mandatsträger der F.D mıt unterschiedlicher In-
tensıtät auf mehr Markt; auch der Bundeskanzler hat schreibung für Wohngebäude In der ersten zwölfjährıgen

Absetzungsperiode VO derzeit 3,5% un einer degressıi-sıch wıederholt für mehr marktwirtschaftliche Elemente
1im sozıalen Wohnungsbau ausgesprochen. Dıie SPD dage- ven Abschreibung VO 5%; wırd die erhöhte Abschreibung

gewählt, ändern sıch allerdings dıe beiden tolgendenSCn mıßtraut der Unkalkulierbarkeıt des Marktes und Absetzungsperioden sowohl hinsıiıchtlich ihrer Dauerhegt 1m übrıgen eıne tiefe Abneigung mögliche Ver- (zweıte Absetzungsperiode Jahre, dritte Abset-mögensvorteıle auf der Eıgentümerseıte, dıe Folge gean- zungsperiode 18 Jahre) als auch hinsıichtlich derderter Marktverhältnisse sınd un nıcht auf Arbeits- oder
Kapıtaleinsatz beruhen. Sıe ll daher mehr Gerechtigkeit She der Abschreibung drıtte Absetzungsperiode 0,5%

1%)1m Wohnungsbau un die Beseitigung VO Mifsständen
SOZUSagen auf dem Verwaltungswege erreichen. Beiden Es darf vgrmu € werden, daß VO den Entwürfen keıne
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übergroßen Impulse auf den Mietwohnungsbau ausgehen gezahlt werden; die Zinsen beı öffentlich geförderten
werden. War könnte die Einführung D“OoN Zeıtmietvertra- Wohnungen der Jahrgänge bıs 962 sollen angehoben
gen Aazu beitragen, die Zahl der leerstehenden Wohnun- werden. Eıner dauerhaften Belegungsbindung sollen

demgegenüber diıe Wohnungen gemeınnützıger Woh-SCH vermindern, aber weder dıe stark umstrıttene Staf-
telmiete noch die Abschreibungsverbesserungen alleın nungsunt:emehmungen unterworten werden, Haus-
können den Mıetwohnungsbau ausreichend rentabel halten mIı1t nıedrigem Einkommen ZUr Verfügung stehen.
chen bzw dıe Differenz zwıschen der hohen Kostenmiete Die VO der Bundesregierung vorgesehene Fehlinvesti-
un einer tragbaren Marktmıiete ausgleichen. Beıispıel tiıonsabgabe stiefß bıslang be1 CDU/CSU auf entschiedene
der Diskussion die Staffelmiete, die dem Konzept VO  —- Ablehnung; gerade ın der CSU mehren sıch allerdings die
SPD wIıe VO  en CDU/CSU eigentliıch gleich tremd seın Stimmen, die ıne solche Fehlinvestitionsabgabe jeden-
müßte dıe CDU/GSU müßte vermutlıch eiıner der falls für die Ballungsräume befürworten. Interessant 1St in
Entwicklung der allgemeınen wirtschafrtlichen Verhält- diesem Zusammenhang, da{fß die Bundesregierung selbst
nısse Orlentlierten Mietpreisanpassungsklausel analog der Mıtte der sıebziger Jahre dıe Fehlinvestitionsabgabe miıt
Erbbaurechtsverordnung näherstehen zeıgt sıch 1mM üb- der Begründung verworten hat, daß nach den Kalkulatıo-
rıgen besonders deutlıch, da{fß die eingebrachten (sesetz- 181  —_ eın Mifßverhältnis zwiıischen Verwaltungsaufwand
entwürte Kompromıisse sınd, die die divergıerenden 1IN- un Mieterbelästigung eıinerseılts un tinanzıellem rtrag
nerparteilıchen Auffassungen NUT ungenügend verdecken. andererseıts bestehe. Es dart davon AauU>S  SsCnh werden,
Dıie au, Steine, Erden ordert Recht, dafß tradıti0- dafß sıch dıes ıIn der Zwischenzeıt nıcht grundlegend gean-
nelle Anleger durch ber dıe Staffelmiete hinausgehende dert hat Es wäre siıcherlich reizvoll, neben der Fehlinve-
Renditemafßnahmen wıeder Investitionen stitiıonsabgabe auch eıne steuerliche Lösung durchzurech-
werden müdfiten. NnCN, bei der tür mehrverdienende Miıeter die Dıiıfferenz

zwischen Mıetwert un Sozjalmıiete einkommensteuer-Nachdem VO der Bundesregierung Pläne, das SORC- rechtlich berücksichtigt würde.
annte Bauherrenmodell inattraktıv machen, offen- Eher als die Fehlbelegungsabgabe leuchten hıer dıe LÖ-
siıchtlich aufgegeben worden sınd, sollten Vorschläge Wwe1l- sungsversuche vQon CDU/CSU eın Es erscheıint gerecht,terverfolgt werden, dieses Modell verbessern un Star-
ker als bısher in den Diıenst des Mietwohnungsbaus dafß die mıt Steuergeldern künstlich herabsubventionıer-

ten Sozıalmıeten langsam die Marktmıieten herange-stellen; die gestiegenen Kosten haben nämlıich azu gC führt werden, da die Mehrzahl der Wohnberechtigten oh-
führt, daß der Miıetwohnungsbau auch be1 Marktsı- nehın keine Sozialwohnung bewohnt; sondern Wohnun-
uatıon häufig, WI1€e der Vorsitzende des Bauausschusses

SCH, für die Vergleichsmieten gezahlt werden mussen SO-
des Bundestages Oskar Schneider formulıerte, dıe Fınan- zıiale Härten müfßten durch eıne Verbesserung der SOSC-zierungskapazıtäten und die Risikobereitschaft einzelner

nannten Subjektförderung, also durch Wohngeld, aufge-Bauherren übersteıgt. fangen werden.
Das „Mietspiegelgesetz” schliefßlich ann sicherlich nıcht uch dıe Mietverzerrungen innerhalb des sozıalen Woh-

nungsbaus machen erforderlich, da{fß dıe Soz1i1almıetenals wohnungsbaufördernd bezeichnet werden; besteht
vielmehr die Gefahr, dafß e eıne gegenteılıge Wırkung künftig mehr Wohnwert ausgerichtet als VO Fınan-
zeıtigt, Wenn der Mıietpreıs dadurch In der Praxıs el- zierungsjahrgang abhängig sınd. Dıies bedeutet jedoch
1E kommunalen, politischen Preıs werden sollte nıcht, dafs, Ww1€e gelegentlich gefordert, auf den sozıalen

Wohnungsbau, auf die Objektförderung, verzichtet
werden annn Die Fertigstellungszahlen zeıgen, da{fß dann

egen Mißstände Im sozlalen die Gefahr eınes noch drastischeren Rückgangs des Mıet-
wohnungsbaus bestünde. Statt, w1e€e Jjetzt be1 den Polıti-Wohnungsbau
ern in Mode gekommen ISt, dıe hohen Flächenan-

Die Bundesregjierung versucht die Probleme des soziälen sprüche der Mıiıeter als wesentlichen Faktor der Preıisste1i-
Wohnungsbaus mıt einem „Gesetz über den Abbau der rugen (obwohl 11LUI 12% der Mietsozı1al-
Fehlsubventionierung 1mM Wohnungswesen” anzugehen. wohnungen größer als 0 Q sınd), sollte allerdings
Dıie mehrverdienenden Miıeter VO  — Sozialwohnungen sol- geprüft werden, mı1ıt welchen Miıtteln der Wohnungsbau,
len eıne nach Einkommen gestaffelte Ausgleichszah- un hıer VOT allem der soz1ıale Wohnungsbau, VO  — 1ns-
lung entrichten, die zweckgebunden ZUr Förderung des sprüngen unabhängıger gemacht werden könnte.
sozıalen Wohnungsbaus eingesetzt werden soll CDU/ Erfolgversprechend könnten die insbesondere ın der
@ SWLJ wollen demgegenüber miıt einem „Gesetz ZUrLr Bele- CSU aber auch 1n Gewerkschatten angestellten Überle-
bung des sozıalen Wohnungsbaus un SA Abbau nıcht SUNSCH se1n, den 4US den fünfziger Jahren schon bekann-
mehr gerechtfertigter Subventionen“ jedentalls die Mıe- ten Sozialpfandbrief wieder aufzulegen, dessen Erträge
ten älterer Sozıalwohnungen dıe Marktmieten heran- VO der Einkommensteuer befreit waren, daß e1l-
führen. Vor 960 gebaute Sozialwohnungen sollen A4aUS$S He nıedrigeren Zinssatz ausgegeben werden könnte.
den gesetzlichen Mietpreıs- un Belegungsbindungen des Schließlich sollte der Bestand des sozıalen Wohnungsbaus
Wohnungsbindungsgesetzes entlassen werden, sotern dıe sorgfältig gepflegt werden: Man mMUuU schon vier alte SO-
als Subvention gegebenen öffentlichen Darlehen zurück- zialwohnungen verkaufen, ıne NCUC bauen kön-
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neCN, un: das Scheitern des VO Bundesbaumuinister Haack der Steuerschuld und damıt eine tatsächliche Entlastung
entworfenen Sofortprogramms ZU Bau VO 60 000 SO- ergıbt. Das Vorhaben der Bundesregijerung, die Steuer-
zialwohnungen hat bestätigt, dafß mıt zusätzlichen öftent- vorteıle der Sogenannten unechten 7 weıiıtamilienhäuser
lıchen Geldern nıcht gerechnet werden ann (mıt selbst gENULZLEr Einliegerwohnung) beseitigen,

dürfte allerdings weder tamılientreundlıch seın noch der
Ankurbelung des Wohnungsbaus dienen.

Maßnahmen ZUr Förderung der Miıt der Baulandproblematik befafßrt sıch lediglıch ıne (Z@-
Wohneigentumsbildung setzesvorlage der Bundesregierung. Durch ıne Anderung

des Bundesbaugesetzes sollen die Voraussetzungen für
uch iın der heutigen eıt 1St Wohnungseigentum der be- Baugebote, Modernisierungsgebot, Nutzungsgebot un
ste Schutz VOoOr Kündigung. Ordnungs- WI1€E sozıalpolitisch Erhaltungsgebot, verschärtt un konkretisiert werden,
1St daher ıne verstärkte Förderung des Wohneigentums andererseıts die Baulandbeschaffung durch 91  e schaf-
wünschenswert. Dabei dart der sogenannte Sıckereffekt tende Rechtsinstitute der „erweıterten Umlegung” un
nıcht außer acht gelassen werden: In der Regel werden der „gemeıindlichen Entwicklungsmaßnahme“ erleichtert
Mıeter gefördert, die Hauseigentümer werden wollen; S1e un verbillıgt werden.
machen ihre Wohnung für andere freı un verbessern da-
mıt dıe Wohnungsversorgung anderer Mieterhaushalte.
Zu Recht hat Oswald WDON Nell-Breuning ın den fünfzıger Unbewältigte Baulandproblematı
Jahren Hınweıs auf die damalıge Sıtuation darauf Es fragt sıch, ob diese zudem teilweıse rechtlich nıchthingewılesen, da{fß aut Dauer die Sucht nach risıkofreiem bestrittenen Instrumente den gewünschten Erfolg habenDaseın durch staatlıche Versorgung immer mehr sıch werden: Die Kommunen bedienen sıch des ihnen schongreifen würde, Wenn nıcht alles werde, damıt die
Menschen Eıgentum kämen un ihres Eıgentums troh Jjetzt ZVerfügung stehenden Instrumentarıums 1UTr sehr

UNSCIN. Da INa  ; heute durchgreifenden Lösungen aufwürden. Der spätere Wohnungsbauminıister Lücke hat
Deutschland einmal als eın Land der Mıiıetskasernen be- dem Baubodensektor wenıger unbefangen als noch In den

fünfziger Jahren gegenübersteht, können wahrscheinlichzeichnet un dıe große Zahl der famılienteindlichen
Kleinstwohnungen, die 1Ur Kleinfamıiılien erziehen 1U  an kleine Schritte weıterhelten. Dazu gehören Anreıze

für die Kommunen, iıne langfristige Bodenvorratspolitikkönnten, beklagt. betreıben, ebenso WI1€e dıe steuerliche Erleichterung der
Die vorliegenden Gesetzentwürte VO  —_ Bundesregierung Veräußerung VO rund un Boden A4AUS land- un: torst-
und Opposıtiıon wollen dıie FEigentumsförderung für Famı- wirtschaftlichem Vermögen un iıne einfachere, nıcht
lien miıt Kındern verbessern. ach den Vorstellungen der kostenaufwendige Erschließung der Wohngebiıiete. Dage-
Regjerung sollen Famılien mıt dre1ı un mehr Kındern — gCnh annn ELW ine ebenfalls wiederholt diskutierte Be-
sätzlich den Vergünstigungen nach 7 b Einkommen- Steuerung realısıerter Wertsteigerungen 98088 VO Verkauft
StEUETZESELZ 1m Zeıitraum VO  a acht Jahren Pro Jahr und VO  —_ Grundstücken abhalten.
ınd VO  S der Steuerschuld 600.- abzıiehen können. Insgesamt erlauben die bisherigen Gesetzesvorhaben unDie CDWU/ESU strebt demgegenüber ıne AÄnderung des Reformvorschläge keın sonderlıch posıtıves Urteıl. DieEinkommensteuergesetzes A wonach die Ehegatten vielbeschworene Wende in der Wohnungspolıitik tindetdie Möglichkeıit haben sollen, die ihnen zustehenden jedenfalls nıcht Dem darnıederliegenden Woh-Höchstbeträge VO jeweıls 150.000.= (=1nsgesamt nungsbau annn 1m Ergebnis NUuUr dann geholfen werden,300 000 DM) auf eın Objekt konzentrieren, Wenn beı
ihnen mındestens eın ınd steuerlich berücksichtigen WECNN e gelingt, ıh wieder für privates Kapıtal interes-

SAant machen, die Grundstückspreise senken, die Ka-1St. Außerdem soll der kınderbedingte Prämiensatz bei
der Wohnungsbauprämıie eıinen Prozentpunkt für Je>= pıtalzınsen über längere Zeıträume auf nıedrigem Nıveau

halten un verhindern, da{fß die Mıeten ın AaSTrOoNO-des ınd erhöht werden. mische Höhen abtrıitten. Mehr als vereinzelte Ansätze
Dıie vorgesehenen Mafßnahmen sınd, obwohl S1€e SCh dazu sınd weder In den Vorlagen der Regierung noch der
der derzeıtigen Finanzsıtuation ohl verständlich hınter Opposıtiıon finden. hne ıne NEUC realısıerbare Vai-
den Erwartungen un Erfordernissen zurückbleıben, S1- S10N der Wohnungsbaupolitik geht ottenbar nıcht. Wıe
cherlich begrüßen. Der Konstruktion, der die Opposı- recht hatte doch der Beauftragte der Deutschen Bischofs-
t1on ın Zusammenhang mıt $ den Vorzug 1Dt, kann Je- Ionferenz für das Wohnungs- un: Sıedlungswesen, der
doch vorgehalten werden, dafß S$1e auf ıne erforderliche Münsteraner Weihbischof W.ilhelm Wöste, als 980 bei
Differenzierung nach der Kınderzahl verzichtet, einem Podiumsgespräch iın TIrıer „Das Wohnungs-
kinderreiche Famılıen nıcht mehr als Kleintamıilien be- baumıinısterium, die einzelnen Mınısterien 1n den Län-
günstıgt, un in erstier Linıe den einkommensstarken dern, Nsere Träger, s$1€e alle wälzen sovıele Gedanken hın
Kleintamilien Zugute kommt, da nNnu  — be] hohem VCI- un her Ich mu(ß aber ehrlich Sapcnh, ich habe dıe Vısıon

Heıiner B. Lendermannsteuerndem Einkommen sıch ine spürbare Verringerung noch nırgendwo entdeckt.“


